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Das Thema Schwerbehindertenarbeitsrecht ist im Personalmanagement für viele Arbeit-
geber ein noch weitgehend unbekanntes Thema. Obwohl der Titel dieses Buches „Schwer-
behindertenrecht in der Praxis – Übersichtliches Grundlagenwissen für Studierende sowie 
für Arbeitgeber, HR-Verantwortliche und Menschen mit Behinderung“ ist, behandelt es 
auch die Belange von Personen, welche den Schwerbehinderten gleichgestellt werden. Die 
Praxis zeigt auf, dass die Thematik in der Arbeitswelt allzu oft durch Klischees und Vorur-
teile gegenüber behinderten Menschen geprägt ist. Mit diesem Buch werden die allgemein-
verbindlichen Rechte, aber auch die Pflichten sowohl der behinderten Arbeitnehmer als 
auch ihrer Arbeitgeber aufgezeigt. Insbesondere Arbeitgeber, die behinderte Menschen, 
schwerbehinderte Personen oder ihnen gleichgestellte Menschen beschäftigen, benötigen 
praktische Hinweise zur Anwendung der Regelungen des SGB IX. Ebenso sind die Schwer-
behindertenvertretungen und Praktiker im Themengebiet des SGB IX umfassend zu infor-
mieren, so dass die Gesetzgebung in Unternehmen und Dienststellen entsprechend ihrer 
Intention Anwendung findet. 

Das vorliegende Werk hat sich zum Ziel gesetzt, die Grundstrukturen des Schwerbe-
hindertenarbeitsrechts darzustellen. Das Buch möchte eine praxisnahe und zugleich leicht 
verständliche Einführung in das Schwerbehindertenarbeitsrecht bieten. Beispiele, Grafiken 
und Formularmuster sollen den Leser hierbei unterstützen. Dem Leser wird eine tiefgrei-
fende Übersicht über die relevanten Themenbereiche des Schwerbehindertenarbeitsrechts 
gegeben. Diese Einführung ist als Praxislehrbuch konzipiert, das sich für Studierende an 
Universitäten, Fachhochschulen und Berufsakademien ebenso wie als ideales Nachschlage-
werk für Praktiker, Arbeitgeber und deren Beauftragte sowie Schwerbehindertenvertreter 
und sonstige Interessenvertretungen anbietet. Darüber hinaus kann es als idealer Ratgeber 
für Menschen mit Behinderung und alle sonstigen interessierten Arbeitnehmer Verwen-
dung finden. Das Buch gibt Informationen über die Feststellung einer Behinderung, Ertei-
lung eines Schwerbehindertenausweises sowie über die Gewährung von Merkzeichen und 
Nachteilsausgleichen. Der Arbeitgeber erhält Information über die Ausgleichsabgabe und 
eine Übersicht über die Zuständigkeiten der Rehabilitationsträger und Integrationsämter. 

Vorwort
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Als weiteren Schwerpunkt umfasst das Werk mögliche Maßnahmen zur Gewährleistung 
der Teilhabe am Arbeitsleben sowie den besonderen Kündigungsschutz nach dem SGB IX.

Die Anwendungsmöglichkeiten und Einsatzfelder des Lehrstoffes werden dem Leser 
aufgezeigt. Der Inhalt wird durch praktische Beispiele veranschaulicht und vertieft. Jah-
relange Lehrerfahrung auf dem Gebiet des Personal- und Arbeitsrechts hat gezeigt, dass 
das Arbeiten mit Lehrbüchern dann besonders effektiv ist, wenn der Leser nicht nur den 
Text des Lehrbuches liest, sondern sich zugleich die Paragrafen im Gesetz ansieht. Denn 
was im Lehrbuch so leicht und überzeugend beschrieben wird, wirkt zum Teil unverständ-
lich, wenn es im Originalwortlaut des Gesetzgebers gelesen wird. Aus diesem Grund sind 
zum Teil die wichtigen Paragrafen an den entsprechenden, relevanten Stellen im Lehrbuch 
abgedruckt, so dass der Leser nicht gezwungen ist, bestimmte Paragrafen erst mühsam im 
Gesetz nachzuschlagen. Als Anschauungsbeispiel sind aktuelle Antragsformulare, Muster-
bescheide und Beispielauszüge aus den gängigen Verwaltungsverfahren beigefügt. Über 
die Grundsätze für eine mögliche Herleitung der Statusfeststellung zum Gesamtgrad einer 
Behinderung gibt die Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV) Auskunft. Sie ist für 
die Anerkennung einer Art der Behinderung mit seiner entsprechenden Gewichtung maß-
geblich. Aufgrund der großen Bedeutung für die Thematik des Schwerbehindertenarbeits-
rechts ist die Verordnung im Anhang zu diesem Buch im Volltext abgedruckt. 

Hildesheim/Cottbus, im Mai 2016 Univ.-Prof. Dr. jur. Andreas Wien
 Dipl. Bw. Normen Franzke 
 Dipl. Phil. Constanze Kovalev
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Der Begriff der Behinderung erfährt im alltäglichen und im juristischen Sprachgebrauch 
bisweilen eine stark voneinander abweichende Verwendung. Die Begrifflichkeit einer 
Behinderung wird im allgemeinen Sprachgebrauch allzu oft sehr subjektiv verwendet. 
Ebenso ist sie für viele Personen mit negativen Assoziationen verbunden. Zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt leben ungefähr 6,8 Milliarden Menschen auf der Erde – Tendenz stei-
gend. Alle diese Menschen unterscheiden sich anhand der unterschiedlichsten Merkmale. 
So gibt es beispielsweise Unterschiede im Bereich der Religion, Rasse, des Geschlechts, 
der sexuellen Orientierung, des Alters und im Vorhandensein einer Behinderung.1 Unter 
näherer Betrachtung des Kriteriums der Behinderung ist festzuhalten, dass weltweit mehr 
als 650.000.000 Menschen davon betroffen sind. In der Bundesrepublik Deutschland 
umfasst der Anteil ungefähr 8.000.000 Menschen. Manche Menschen erhalten ihre Behin-
derung im Laufe ihres Lebens, andere wiederum werden mit einer Behinderung geboren. 
Viele Menschen setzen die Bezeichnung einer Behinderung fälschlicherweise nur mit dem 
typischen Bild eines Rollstuhlfahrers gleich oder mit Personen, die umfassende Unterstüt-
zungsleistung benötigen. Behinderung wird in der Regel daran erkannt, dass etwas bei der 
betroffenen Person als fehlerhaft identifiziert wird bzw. etwas als defekt erscheint. Dieser 
Defekt bzw. die fehlerhafte Eigenschaft einer Person kann sich u.a. im Bereich des Kör-
perbaus, in den Bewegungsabläufen, in der Wahrnehmung und im Verhalten bemerkbar 
machen. Im Alltag wird der Begriff einer Behinderung also an dem äußeren Erscheinungs-
bild einer Person festgemacht.2

Wer als schwerbehindert im Sinne des Sozialgesetzbuchs anzusehen ist, wird in §  2 
Abs. 2 SGB IX näher definiert. Hiernach gilt als schwerbehindert, wer einen Grad der 
Behinderung (GdB) von mindestens 50 hat. Das Versorgungsamt, in dessen Bereich der 

1 Vgl. Nollert-Borasio / Perreng, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, § 1 Rn. 2 ff., siehe ebenso 
vertiefend Hauck / Noftz, Sozialgesetzbuch SGB IX, K § 2 Rn. 3 ff.
2 Vgl. Dau / Düwell / Joussen, Sozialgesetzbuch IX (2014), § 2 Rn. 2.

Begriff der Behinderung und 
Schwerbehinderung 1

A. Wien et al., Schwerbehindertenrecht in der Praxis, 
DOI 10.1007/978-3-658-09042-5_1, © Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2017 
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Arbeitnehmer zum Zeitpunkt der Antragstellung seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, ist für die Feststellung der Schwerbehinderung respektive die Ausstellung 
des Schwerbehindertenausweises zuständig.3 Sofern der Betroffene mit der Entscheidung 
des Versorgungsamts nicht einverstanden ist, hat er die Möglichkeit hiergegen nach den 
Regelungen des Sozialgesetzbuches – bis hin zu einem Gerichtsverfahren vor dem Sozi-
algericht – vorzugehen.4 Im Sozialgesetzbuch (SGB IX) hat der Gesetzgeber im ersten 
Abschnitt den geschützten Personenkreis wie folgt definiert:

§ 2 SGB IX Behinderung

(1) Menschen sind behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder 
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von 
dem für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, 
wenn die Beeinträchtigung zu erwarten ist.

(2) Menschen sind im Sinne des Teils 2 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der 
Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 73 
rechtmäßig im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben.

(3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen behinderte Menschen 
mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei 
denen die übrigen Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge 
ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne 
des §  73 nicht erlangen oder nicht behalten können (gleichgestellte behinderte 
Menschen).

Schwerbehinderten Menschen stehen Rechte und Nachteilsausgleiche zu.5 Sie werden 
unter anderem aus dem Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) oder aus diversen Vor-
schriften, wie dem Steuerrecht, abgeleitet. Unter der Begrifflichkeit der Nachteilsausgleiche 
sind besondere Leistungsansprüche sowie die Gewährung von Schutzrechten zu verstehen. 
Sie haben das Ziel, eventuelle Nachteile in den privaten und beruflichen Lebensbereichen 
auszugleichen. Voraussetzung für die Inanspruchnahme dieser besonderen Schutzrechte 

3 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Ratgeber für Menschen mit Behinderung, S. 12; 
hierzu vertiefend auch Nollert-Borasio / Perreng, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, §  1 Rn. 
26b.
4 Vgl. Mrozynski, SGB I, § 14 Rn. 5; hierzu vertiefend auch: Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales, Ratgeber für Menschen mit Behinderung, S. 10 ff. 
5 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Ratgeber für Menschen mit Behinderung, S. 13, 
vertiefend auch: Hauck / Noftz, Sozialgesetzbuch SGB IX, K § 2 Rn. 3 ff., 41 ff.
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und Nachteilsausgleiche ist die Anerkennung einer Schwerbehinderteneigenschaft  .6 Diese 
Anerkennung wird durch die Versorgungsverwaltung durchgeführt.7

Das SGB IX sieht bei einem Menschen eine Schwerbehinderung als gegeben an, wenn 
er folgende Merkmale aufweist:

1. Es liegt ein Grad der Behinderung (GdB)  von mindestens 50 vor. 
2. Der Wohnsitz des Menschen bzw. der gewöhnlichen Aufenthalt oder der Arbeitsplatz 

gem. § 73 SGB IX liegt in der Bundesrepublik Deutschland.
3. Menschen wird den Status einer Behinderung zuerkannt, wenn die:

a. körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit,
b. mit höher Wahrscheinlichkeit länger als 6 Monate,
c. von dem lebenstypischen Zustand abweichen und
d. dadurch ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft  beeinträchtigt ist.8

Nach § 2 Abs. 1 SGB IX sind Menschen behindert, wenn:

Der durch die Versorgungsverwaltung  erlassene Bescheid über die Anerkennung 
einer Behinderung wird als Feststellungsbescheid bezeichnet. Mit einer Anerken-
nung als schwerbehinderter Mensch, also mit einem GdB von mindestens 50, stellt die 

6 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Ratgeber für Menschen mit Behinderung, S. 11.
7 Vgl. Ernst / Adloch / Seel, Sozialgesetzbuch IX, § 2 Rn. 8.
8 Vgl. Dau / Düwell / Joussen, Sozialgesetzbuch IX (2014), § 2 Rn. 6 ff .
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Versorgungsverwaltung einen Ausweis aus. Dieser Schwerbehindertenausweis  dient als 
Nachweis der Schwerbehinderteneigenschaft .9 

Bekommt man durch die Versorgungsverwaltung einen GdB von mindestens 30 
oder 40 zuerkannt, nicht aber von 50, so ist dies der Status einer Behinderung, welcher 
zumindest die Möglichkeit eröff net, sich durch Antrag bei der Agentur für Arbeit, einem 
schwerbehinderten Menschen gleichstellen zu lassen.  Der GdB gibt an, wie stark betrof-
fene Personen im Alltagsleben beeinträchtigt sind. Er ist in Zehnerschritten von 20 bis 100 
gestaff elt. Bei mehreren Beeinträchtigungen wird beurteilt, inwieweit sie sich gegenseitig 
beeinfl ussen – und wie sehr sie sich insgesamt im Alltag auswirken.

Abb. 1.1: Behinderung10

Unter Anwendung der Rechtsprechung kann eine Behinderung als Schädigung – also 
als ein Nicht-Können bzw. als ein Unvermögen – verstanden werden. Aus medizinischer 
Sicht können für die Begriff sbestimmung Faktoren und Einschränkungen aus dem patho-
logischen, körperlichen und geistigen Bereich herangezogen werden.11 Eine eindeutige 
Defi nition kann in der Praxis aber nur schwer hergeleitet werden, da im Rahmen der 
Defi nitionserstellung die Gefahr einer Stigmatisierung besteht. Bereits der Begriff  der 
Behinderung ist sehr komplex gehalten. Diese Bezeichnung kann nämlich aus unter-
schiedlichen Teilbegriff en resultieren, wie z.B. aus einer organischen Schädigung, aus 
sozialen Bedingungen bzw. Einwirkungen und aus individuellen Persönlichkeitsfaktoren.  
Erst das Zusammenspiel all dieser Teilbegriff e ergibt das Phänomen einer Behinderung. 

9 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Ratgeber für Menschen mit Behinderung, S. 12.
10 In Anlehnung an Hauck / Noft z, Sozialgesetzbuch SGB IX, K § 2 Rn. 3 ff ., 41 f.
11 Vgl. Ulich / Wülser, Gesundheitsmanagement in Unternehmen, S. 299 f.
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Die Anerkennung einer Schwerbehinderung unterliegt nach § 2 Abs. 2 SGB IX weiteren 
Kriterien.12

Gewöhnlich erfolgt der Nachweis über eine Behinderung bzw. den Grad der Behinde-
rung gemäß § 33b Abs. 7 EStG durch Vorlage des Schwerbehindertenausweises oder eines 
Bescheides des Versorgungsamtes.13

12 Vgl. Nollert-Borasio / Perreng, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, §1 Rn. 2; Vgl. hierzu 
vertiefend bei geistigen Behinderungen Fritze, Die ärztliche Begutachtung, S. 793 f.
13 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Ratgeber für Menschen mit Behinderung, S. 12.



Der § 2 Abs. 3 SGB IX erweitert den Begriff der Schwerbehinderung um den Personen-
kreis, der einen Grad der Behinderung von mindestens 30 hat und einem Schwerbehin-
derten gleichgestellt wurde. Eine derartige Gleichstellung kann der behinderte Mensch bei 
der Bundesagentur für Arbeit beantragen. Die Gleichstellung kann von der Bundesagentur 
für Arbeit entweder befristet oder unbefristet erteilt werden. Um einer schwerbehinder-
ten Person gleichgestellt zu werden, ist als Voraussetzung eine spezielle Schutzwürdigkeit 
notwendig. Gemäß § 2 Abs. 3 SGB IX sollen Antragsteller nur dann schwerbehinderten 
Menschen gleichgestellt werden, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstel-
lung keinen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des §  73 SGB IX erlangen oder behalten 
können. Sofern die Bundesagentur für Arbeit den Antragsteller einem Schwerbehinderten 
gleichgestellt hat, hat er die Möglichkeit, in den gesamten Schutz des SGB IX zu kommen. 
Ausgenommen hiervon sind lediglich die unentgeltliche Beförderung im öffentlichen 
Personennahverkehr sowie die im §  125 SGB IX normierten Regelungen bezüglich des 
Zusatzurlaubs.1

Beispiel:
U hat ein großes Unternehmen für Sporttextilien. Bei ihm ist auch der Arbeitnehmer 
A beschäftigt, der einen Grad der Behinderung von 40 hat. Am 1.8.2014 beantragt A 
seine Gleichstellung mit einem schwerbehinderten Menschen. U kündigt dem A zum 
15.9.2014 das mit ihm geschlossene Arbeitsverhältnis. Erst am 1.1.2015 erkennt die 
Agentur für Arbeit an, dass der A einer schwerbehinderten Person gleichgestellt wird. 
Ist die Kündigung des U wirksam?

1 Vgl. Hauck / Noftz, Sozialgesetzbuch SGB IX, K § 2 Rn. 48 ff.

Gleichstellung mit schwerbehinderten 
Personen 2
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22 2 Gleichstellung mit schwerbehinderten Personen

Bei einer Person, die einem schwerbehinderten Menschen gleichgestellt wird, tritt die 
Möglichkeit, den Anwendungsbereich des SGB IX bzw. die darin enthaltenen Schutzvor-
schriften zu nutzen erst dann – rückwirkend – ein, wenn durch einen Bescheid der zustän-
digen Behörde ihre Gleichstellung festgestellt worden ist. Da die Anerkennung allerdings 
rückwirkend wirkt, ist die Kündigung im oben dargestellten Beispielfall nicht wirksam.2 
Denn das Integrationsamt hätte im Sinne des § 85 SGB IX zustimmen müssen, damit die 
Kündigung wirksam gewesen wäre. Da der Arbeitgeber diese Zustimmung allerdings nicht 
eingeholt hatte und die Anerkennung der Gleichstellung rückwirkend ab 1.8.2014 gilt, ist 
die Kündigung in oben genanntem Beispielfall nicht rechtens.3

Auf der Grundlage des SGB IX sind Arbeitgeber nach § 84 Abs. 1 SGB IX dazu ver-
pflichtet, bei Eintreten von personenbedingten, verhaltensbedingten oder betriebsbeding-
ten Schwierigkeiten im Arbeitsverhältnis oder sonstigen Beschäftigungsverhältnis, die zur 
Gefährdung dieses Verhältnisses führen können, möglichst frühzeitig die Schwerbehin-
dertenvertretung und die in § 93 SGB IX genannten Vertretungen sowie das Integrations-
amt einzuschalten, damit mit diesen Stellen alle Möglichkeiten und alle zur Verfügung ste-
henden Hilfen zur Beratung und mögliche finanzielle Leistungen erörtert werden können, 
mit welchen man die Schwierigkeiten beseitigen und das Arbeits- oder sonstige Beschäfti-
gungsverhältnis möglichst dauerhaft fortsetzen kann.

2 Vgl. Nollert-Borasio / Perreng, Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz, §1 Rn. 26.
3 Vgl. Domke/Nikolaus, Ist der Kündigungsschutz des AGG strenger als der des KSchG?, S. 297 f.



Die Feststellung der Behinderung bzw. die Feststellung des Grades der Behinderung (GdB) 
obliegt nach § 69 Abs. 1 SGB IX den für die Durchführung des Bundesversorgungsgeset-
zes zuständigen Behörden. Gewöhnlich sind dies entweder die Versorgungsämter oder 
andere, durch Landesrecht hierfür festgesetzte Stellen. Das Versorgungsamt hat zusätzlich 
zu der Feststellung des Grades der Behinderung auch darüber zu entscheiden, ob und 
gegebenenfalls welche so genannten Nachteilsausgleiche gewährt werden sollen.1 Die ört-
liche Zuständigkeit des jeweiligen Versorgungsamtes bzw. der anderen hierfür vorgesehe-
nen Stelle richtet sich danach, wo der Antragsteller seinen Wohnsitz oder seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat. Hier kann der behinderte Mensch seinen Antrag auf Feststellung 
einer Behinderung stellen. Durch die Antragstellung sind die Versorgungsämter von 
Amts wegen verpflichtet, das Vorliegen einer Behinderung, den Grad der Behinderung 
und gegebenenfalls auch darüber hinausgehende gesundheitliche Merkmale festzustellen, 
soweit dieses für die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleich erforderlich ist.

3.1 Feststellungsverfahren – der Erstantrag

Das Vorliegen einer Behinderung prüft das Versorgungsamt. Nur auf Antrag durch den 
behinderten Menschen prüft das Versorgungsamt, ob ein Grad der Behinderung vorliegt 
und ob weitere gesundheitliche Einschränkungen für die Inanspruchnahme von Merkzei-
chen vorliegen. Der Antrag kann beim zuständigen Versorgungsamt formlos erfolgen. Das 
Versorgungsamt übersendet im nächsten Schritt dem Antragsteller eine Eingangsbestäti-
gung mit dem entsprechenden Antragsvordruck.

1 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Ratgeber für Menschen mit Behinderung, S. 13; 
hierzu vertiefend auch: Domke / Nikolaus, Ist der Kündigungsschutz des AGG strenger als der des 
KSchG?, S. 297 f.
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24 3 Feststellung der Behinderung

Wenn Personen mindestens 3 Wochen vor Ausspruch einer Kündigung durch den 
Arbeitgeber beim Versorgungsamt einen Antrag auf Feststellung einer Schwerbehinder-
teneigenschaft gestellt haben, besitzen sie bis zur endgültigen Statusfeststellung durch das 
Versorgungsamt die Schwerbehinderteneigenschaft. Zu dieser Schwerbehinderteneigen-
schaft zählt automatisch auch der besondere Kündigungsschutz. Der Arbeitgeber muss, 
bevor er die Kündigung ausspricht, beim zuständigen Integrationsamt die Zustimmung 
zur Kündigung beantragen. Ohne diese Zustimmung ist die Kündigung durch den Arbeit-
geber unwirksam. Das gleiche gilt analog mit der Antragstellung bei der Agentur für 
Arbeit. Besitzt man bereits einen anerkannten Status einer Behinderung (GdB von 30 oder 
40), so kann der behinderte Mensch bei der Agentur für Arbeit einen Antrag auf Gleich-
stellung beantragen. Erfolgt die Antragstellung 3 Wochen vor Ausspruch einer Kündigung 
durch den Arbeitgeber, so wird automatisch der besondere Kündigungsschutz bis zur end-
gültigen Bearbeitung des Antrages unterstellt. Egal ob das Antragsverfahren positiv oder 
negativ entschieden wird.2 

Im Folgenden wird beispielhaft die Eingangsbestätigung für einen Antrag auf Feststel-
lung einer Behinderung vorgestellt. Mit dem dazugehörigen Beiblatt vom Versorgungsamt 
erhält der Antragsteller eine Übersicht über mögliche Leistungen, welche sich aus der Sta-
tusfeststellung einer Behinderung für ihn ergeben können.

2 Vgl. BIH (Hrsg.), ABC Behinderung & Beruf, Handbuch für die betriebliche Praxis, S. 17 f.
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32 3 Feststellung der Behinderung

Falls bei der Anerkennung als schwerbehinderter Mensch keine Zeitnot besteht, so 
sollte der Antragsteller von einem formlosen Antrag absehen und den Antragsvortruck 
von der Versorgungsverwaltung verwenden. Diesen kann man kostenlos beziehen über:

• das zuständigen Versorgungsamt, 
• die örtlichen Behindertenverbänden, 
• die Sozialämter oder bei 
• der Schwerbehindertenvertretung in den Betrieben und Dienststellen.

Mit der sofortigen Verwendung der Antragsvordrucke spart der Antragssteller sich 
den zusätzlichen Aufwand bei der formlosen Beantragung. Die Vordrucke sehen folgen-
dermaßen aus:


